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Verschlechterungen in den Unterrichtsbedingungen von 1990 bis 2009
Viele erinnern sich noch an die Kienbaum-Schraube, die in den 90er Jahren die Gemüter erhitzte. Danach gab es Handlungskonzepte, eine „Untertunnelungsstrategie“, Programme „Geld statt Stellen“, Qualitätsentwicklungsprogramme (QUESS) und die Arbeitszeituntersuchung von Mummert und Partner. Jedes Jahr wurde neu an der Schule herumgedoktert und nichts verbessert.
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QUESS-Programm

QUETSCH-Programm

TIMSS – Studien und PISA - Ergebnisse führten zu neuen Lehrplänen,

Verordnungen und Überprüfungen. Es wurde 2005 ein neues Schul-

gesetz aus 7 anderen Gesetzen eingeführt, das 2006 gleich wieder von

der nächsten Regierungskoalition geändert wurde. Schule sollte freier,
selbstständiger und besser werden.
Geändert hat sich aber nichts:
Der Spielraum für die tägliche Arbeit wurde statt dessen Zug um Zug

eingeengt. Jedes Jahr wird ein bisschen mehr von der Luft genommen,

die man zum Atmen in pädagogischer Freiheit braucht.

Jeder weiß, dass die Motivation der Schüler nur über die Motivation

der Lehrer möglich ist. Denen wurde aber die Motivation durch Strei-

chungen, Dienstrechts- und Versorgungsreformen genommen. Ob damit

die Qualität von Schule verbessert wird? 

Hier zur Erinnerung die Motivationshilfen des Ministeriums der letzten Jahre:

	1990
	· gab es noch für je 60 ausländische Schüler eine Zusatzstelle.

· gab es noch aus Überhangstellen für je 200 Schüler eine Zusatzstelle.

· gab es noch aus Überhangstellen einen Ganztagszuschlag bis zu 30%.



	1991
	· gab es noch Ermäßigungsstunden für Lehrer und Schulleitungen in einem Umfang, der die Wartung von Geräten und die Betreuung von Sammlungen einigermaßen sicherstellte.

· gab es noch zwei Stunden Altersermäßigung für alle, die über 50 waren.

· gab es noch einen Stellenzuschlag von 1,6% für die Arbeitszeitverkürzung.

· wurde das Kienbaum-Gutachten vorgelegt.

· wurde das Handlungskonzept der Landesregierung mit erheblichen Reduzierungen hinsichtlich künftiger Klassen-/Kursfrequenzen, Lehrerarbeitszeit, Differenzierung und außerunterrichtlicher Angebote beschlossen.



	1992
	· gab es noch eine Vertretungsreserve von 4%, um wenigstens noch einen Teil des ausfallenden Unterrichts ohne Mehrarbeit abdecken zu können.

· wurde eine neue Stundentafel eingeführt: Feste Stundenzahlen wurden gegen eine „Bandbreite“ eingetauscht. Der Unterricht wurde für alle Schüler gekürzt.

· wurden die Ermäßigungsstunden für Lehrerinnen und Lehrer gekürzt.

· wurden die Ermäßigungsstunden für Schulleitungen gekürzt.

· trat die Allgemeine Dienstordnung (ADO) in Kraft.

· wurden die Möglichkeiten zur Bildung von kleineren Differenzierungsgruppen drastisch gekürzt.

· wurde die Altersermäßigung gekürzt und erst ab 55 gewährt.



	1993
	· erhalten Teilzeitkräfte keine Arbeitszeitverkürzung mehr, sondern nur noch einen finanziellen Ausgleich.

· wird der Stellenzuschlag für die Arbeitszeitverkürzung gestrichen.

· wird der Ausländerzuschlag auf 1:120 gesenkt.

· A12 wird die normale Eingangsstufe in allen Schulformen. Auch Lehrer mit der Befähigung für den höheren Dienst werden so eingestellt und mit einer Beförderung auf später vertröstet.

· Die 5-Tage-Woche wird die Regel an allen Schulen

· Die Beamtung wird immer mehr durch befristete Angestelltenverträge ersetzt.



	1994
	· wird die Stellenreserve für Vertretungsunterricht auf 3% gekürzt.

· wird das Modell „Geld statt Stellen“ eingeführt, statt den Unterrichtsbedarf durch echte Stellen und Neueinstellungen zu decken.

· dürfen die Gemeinden beim Bau von neuen Schulen das Musterraumprogramm um 20% unterschreiten.

· wird in vielen Gemeinden die Budgetierung der Haushaltsmittel eingeführt und ein zusätzlicher Teil des Verwaltungsaufwandes auf die Schulen verlagert.

· Das Problem der „Laufbahnwechsler“ entsteht: Mit A12 eingestellte Lehrerinnen und Lehrer des höheren Dienstes können nicht auf Stellen dieser Art wechseln.



	1995
	· wird die Vertretungsreserve auf 1% gekürzt. Mehrarbeit im Umfang von 500 Stellen soll von den Schulen erledigt werden.

· wird das Modell „Geld statt Stellen“ auf 40 Mill. Mark erhöht, statt für diesen Betrag Lehrer einzustellen. Mehrarbeit im Umfang von 700 Stellen soll damit finanziert werden.



	1996
	· wird die Vertretungsreserve gestrichen; das Programm „Geld statt Stellen“ wird auf 80 Mill. DM erhöht; Mehrarbeit im Umfang von 1000 Lehrerstellen soll damit finanziert werden.

· Die Ministerin legt ein Sparpaket und einen Stufenplan zur Umsetzung vor. Es wird eine „Untertunnelungsstrategie“ vorgestellt, um die 400.000 zusätzlichen Schülerinnen und Schüler unterrichtlich zu versorgen, die in den nächsten Jahren in der Primarstufe und Sekundarstufe I sind. 

· Die Schüler-Lehrer-Relation der Gesamtschule beträgt in der Sek. I 1:18,2, in der Sek. II 1:12,2.

· Die Zuschläge für ausländische Schüler werden gekürzt. Es gibt jetzt nur noch folgende Integrationshilfen: für je 125 ausländische Schüler mit Förderbedarf eine zusätzliche Lehrerstelle.

· Die meisten Gemeinden führen die Budgetierung ein. Danach werden die Haushaltsmittel für die Schulen drastisch gekürzt.

· Das Musterraumprogramm für Schulen wird außer Kraft gesetzt. Gemeinden brauchen keine neuen Schulräume bereit zu stellen, wenn sie nachweisen können, dass sie in Finanznöten sind. 

· Die Stadt Krefeld führt die Intervallreinigung ein. Die Klassenräume und Flure werden nur noch jeden zweiten Tag gereinigt.

· Die Lehrmittel sind deutlich teurer geworden, aber die Beträge nach dem Lernmittelfreiheitsgesetz werden nicht erhöht.



	1997
	· Die Landesregierung will keine zusätzlichen Lehrer einstellen, deshalb wird die Pflichtstundenzahl der Lehrer an einzelnen Schulformen erhöht. Außerdem müssen alle Lehrer, die älter als 30 und jünger als 49 sind, eine zusätzliche „Vorgriffsstunde“ unterrichten, die später wieder ausgeglichen werden soll.

· Die Stundentafeln der Sekundarstufen I und II werden gesenkt. Alle Schüler bekommen eine Stunde weniger Unterricht.

· Die Klassen werden wiederum größer. Die Schüler-Lehrer-Relation der Gesamtschule beträgt in der Sek. I 1:19,0, in der Sek. II 1:12,8. Die Eingangszahlen für das 5. Schuljahr werden auf 29 erhöht.

· Die Zahl und die Dauer der Klassenarbeiten werden für die Schüler der Sekundarstufe I gesenkt.

· Alle Schulen werden verpflichtet, bis zum Jahre 2000 ein Schulprogramm abzuliefern, das die konkreten Zielsetzungen der einzelnen Schule beschreibt und von den Schulkonferenzen beraten wird.

· Die neue Sonderurlaubsverordnung für Lehrer tritt in Kraft. Viele Verschärfungen sind eingetreten. So bekommt z.B. ein Lehrer für seine eigene Hochzeit oder die Beerdigung der Schwester keine Dienstbefreiung mehr.

· Die Dienstrechtsreform tritt in Kraft. Neue Leistungsstufen und geringerer Gehaltszuwachs für Lehrer werden eingeführt. Studien- und Ausbildungszeiten werden nicht mehr voll anerkannt. Die Antragsaltersgrenze wird von 62 auf 63 Jahre erhöht; davor erfolgt ein Versorgungsabschlag.

· Die Gemeinden reduzieren die Reinigung und Instandhaltung der Schulen .

· Die Lehrmittel sind deutlich teurer geworden, aber die Beträge nach dem Lernmittelfreiheitsgesetz werden nicht erhöht.



	1998
	· Die Klassen werden wiederum größer. Die Schüler-Lehrer-Relation der Gesamtschule beträgt jetzt in der Sek. I 1:19,8, in der Sek. II 1:13,2. Die Eingangszahlen für das 5. Schuljahr bleiben zwar weiterhin auf 29, Gesamtschulen müssen aber 30 Schüler in jede Klasse aufnehmen.

· Die Zahl der wöchentlichen Unterrichtsstunden für Schüler wird gesenkt. In Klasse 5 haben die Schüler jetzt 27 bis 29 Stunden.

· Es gibt eine neue Schülerfahrtkosten-Verordnung. Die Eltern müssen jetzt einen Teil der Fahrtkosten selbst bezahlen bzw. die Gemeinden begrenzen die Reichweite oder zeitliche Gültigkeit der Fahrkarten.

· Der bedarfsdeckende Unterricht für Lehramtsanwärter wird eingeführt. Den Schulen werden statt Lehrern nunmehr Lehramtsanwärter zugewiesen, die jeweils 6 Stunden selbstständigen Unterricht erteilen. Jede Gesamtschule erhält pro 16,5 Lehrerstellen je einen Lehramtsanwärter zugewiesen, die Gymnasien pro 6,5 Lehrerstellen einen Lehramtsanwärter. Das bedeutet für eine Gesamtschule mit 65 Lehrern die Zuweisung von 4 Referendaren, für ein Gymnasium gleicher Größe von 10 Referendaren.

· Bundesweit wird eine Kampagne gegen die schlechten Leistungen der Schulen – und insbesondere der Gesamtschulen - geführt. TIMSS- Studien und BiJu-Studien werden zur Rechtfertigung herangezogen. Die Ministerin erwartet eine bessere Qualität von Schulen bei gleichzeitiger Verschlechterung der Randbedingungen.

· Die Abiturarbeiten in Englisch, Deutsch und Mathematik werden miteinander verglichen. Obwohl die Untersuchung keine signifikanten Unterschiede zwischen den einzelnen Schulformen gezeigt hat, werden der Gesamtschule Mängel vorgeworfen.

· Die Schüler der Grundschulen erhalten zum ersten Mal keine Gutachten für den Übergang in weiterführende Schulen mehr. Die Eltern erhalten eine Empfehlung der Schule, können ihre Kinder aber an jeder Schule anmelden.

· Das Versorgungs-Reformgesetz tritt in Kraft. Lehrer können nicht mehr ohne Pensions-kürzungen vor dem 65. Lebensjahr aus dem Dienst ausscheiden. 

· Die Bezüge für Lehramtsanwärter werden überproportional abgesenkt.

· Die Jubiläumszulage wird gestrichen.

· Die erste Auswertung des Gutachtens der Firma Mummert und Partner über die Arbeitszeituntersuchung der Lehrer wird vorgelegt. Darin zeigt sich, dass die Arbeitszeit der Gesamtschullehrer höher als an anderen Schulformen und höher als im übrigen öffentlichen Dienst ist.

· Die Lehrmittel sind deutlich teurer geworden, aber die Beträge nach dem Lernmittelfreiheits​gesetz werden nicht erhöht.

· Die Rechtschreibreform ist in Kraft getreten. Die Schulen müssen neue Bücher anschaffen; zusätzliche Mittel für neue Lehrmittel gibt es nicht.



	1999
	· Es tritt eine neue Ausbildungsordnung für die Sekundarstufe (AO SI) in Kraft. Danach werden die Bedingungen für die Fachoberschulreife mit Qualifikation für die gymnasiale Oberstufe deutlich verschärft. Die Differenzierung in Deutsch und den Naturwissenschaften wird reduziert.

· Die Klassen werden wiederum größer. Die Schüler-Lehrer-Relation beträgt jetzt in der Sek. I 1:19,8, in der Sek. II 1:14,1. Die Eingangszahlen für das 5. Schuljahr liegen bei 30 Schülern.

· Die Zahl der Unterrichtsstunden in der Jahrgangsstufe 11 wird auf 30 bis 33 Stunden gesenkt; in den Jahrgangsstufen 12 und 13 auf 28 bis 31 Stunden.

· Eine neue Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die gymnasiale Oberstufe (APO-GOSt) tritt in Kraft. Die Leistungskurse und die Wahlfreiheit werden reduziert. Das NRW-Abitur wird abgeschafft. Die Kursgrößen steigen deutlich an. Aufgrund der knappen Ressourcen können die Schulen nur noch die Pflichtbindungen erfüllen. Wichtige Kurse, wie z.B. Informatik, können kaum noch angeboten werden.

· Alle Abiturarbeiten müssen von einer anderen Schulform in Zweitkorrektur gelesen werden. Bei Differenzen wird eine dritte Schule damit beauftragt. Die Schulen werden von der oberen Schulaufsichtsbehörde zugeordnet.

· Neue Lehrpläne für die Sekundarstufe I der Gesamtschule treten in Kraft. Die Pläne werden nur bruchstückhaft vom Ministerium freigegeben. Einsprüche der Schulen werden nicht berücksichtigt.

· Neue Lehrpläne für die gymnasiale Oberstufe werden veröffentlicht. Die Entwürfe weisen keine Bezüge zu den Entwürfen für die Sekundarstufe I auf. Einsprüche der Schulen werden verworfen.

· Die Lehrer müssen sich mit 400.00 DM und mehr an den Krankheitskosten beteiligen (Beihilfe-Kostendämpfungspauschale).

· Bei Angestellten, die nach dem 1.1.1999 neu eingestellt werden, entfällt ein Anspruch auf Beihilfe im Krankheitsfall völlig.

· Bei den sogenannten Wahlleistungen Chefarztbehandlung im Krankenhaus und Zweibettzimmer wird ein Selbstbehalt eingeführt. Er beträgt bei der Chefarztbehandlung 20.00 DM pro Tag und beim Zweibettzimmer 30.00 DM pro Tag.

· Die Schülerfahrtkostenverordnung wird verändert: die Eltern erhalten nur noch eine Fahrtkostenerstattung zur nächstgelegenen Schule der gewählten Schulform.

· Das Programm „Geld statt Stellen“ wird auf 112 Mill. Mark aufgestockt. Das bedeutet Mehrarbeit im Umfang von 1400 Stellen.

· Die Ministerin gibt bekannt, dass für die Weiterarbeit der Referendare nach ihrer Prüfung bis zum Schuljahresende Sondermittel in Höhe von 17 Mill. Mark bereit gestellt werden.

· Die Lehrmittel sind deutlich teurer geworden, aber die Beträge nach dem Lernmittel​freiheitsgesetz werden nicht erhöht.

· Der Euro wird verbindliche Währungseinheit. Neue Mathematikbücher werden erforderlich; zusätzliche Mittel für neue Lehrmittel gibt es nicht.

· Die Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten werden bis 2012 mit einem jährlichen Abschlag von 0,2% gemindert, um ein Sondervermögen zur zukünftigen Versorgung der Beamten zu bilden.



	2000
	· Die Altersteilzeit für angestellte Lehrer ab 55 Jahre wird eingeführt. Diese an sich positive Maßnahme wird den beamteten Lehrern versagt, weil angeblich die Finanzierung nicht gesichert ist. Auch Teilzeitkräfte werden von der Altersteilzeit ausgeschlossen.

· Lehrer können ab 59 Jahre in die Altersteilzeit gehen. Sie müssen aber bereits ab dem 55. Lebensjahr auf ihre Altersermäßigung verzichten.

· Es wird ein neues Programm „Geld aus Stellen“ aufgelegt. Im Umfang von 100 Stellen können jetzt an den Schulen anstelle von Lehrern andere Arbeitskräfte eingestellt werden (z.B. Bibliothekare, Journalisten, Studenten, Netzwerktechniker, Hausfrauen...). Eine pädagogische Qualifikation braucht nicht nachgewiesen zu werden. Die Bezahlung erfolgt in befristeten Projektverträgen von BAT VII bis  BAT IIa bis zu einer max. Laufzeit von 2 Jahren.

· Die Schulen haben Parallelarbeiten in den Fächern Mathematik, Deutsch und Englisch in den Jahrgängen 7, 10 und 12 zu schreiben. Die Auswertungen sind in der Schulkonferenz zu besprechen und den Bezirksregierungen vorzulegen.

· Die Lehrereinstellung erfolgt nur noch nach A12 , in vielen Fällen nur im Angestelltenverhältnis. Andere Bundesländer stellen weiter nach A13Z ein und beamten noch bis 45 oder 47 Jahre, während Nordrhein-Westfalen bei 35 Jahren bleibt. Viele qualifizierte Bewerber wandern ab.

· Englisch als Fremdsprache in der Grundschule ab Klasse 3 wird beschlossen.

· Die AO SI wird wieder geändert. Es können nun Profilklassen eingerichtet werden, die das Abitur nach 12 Jahren oder andere Abschlüsse ermöglichen. Den Schulen wird freigestellt, wie sie damit verfahren wollen.

· Die Empfehlungen der Grundschulen sollen Bestandteil des Halbjahreszeugnisses der Klasse 4 werden und den weiterführenden Schulen nunmehr vorgelegt werden müssen. Bei Differenzen mit den Eltern soll die Schule ein Gespräch führen.



	2001
	· Das Programm „Geld aus Stellen“ wird auf 300 Stellen ausgeweitet. Damit werden den Schulen wiederum 300 Stellen für Lehrer entzogen, die für „Billigkräfte“ verwendet werden.

· Die Landesregierung setzt auf den Stufenplan „Verlässliche Schule 2001-2005“ und auf befristete Beschäftigungsverhältnisse. Obwohl genügend ausgebildete Lehrer zur Verfügung stehen, werden zunehmend Vertretungslehrer und „Seiteneinsteiger“ mit befristeten Verträgen eingestellt.

· Der Vertretungspool für die Sekundarstufe I wird eingeführt. Aus 100 Mio. DM sollen befristete Einstellungen im Umfang von bis zu 1000 Stellen erfolgen.
· Primarstufenlehrer können in der Sekundarstufe eingestellt werden, wenn sie ein Mangelfach unterrichten wollen. Qualifizierungskurse werden eingeführt.

· Die Leistungsprämien werden wegen fehlender Haushaltsmittel gestrichen.

· Die Höchstversorgung von 75% des Gehaltes als Pension wird auf 71,75% abgesenkt.

· Zum Abbau von Mobilitätsbeschränkungen vereinbaren die Kultusminister der Länder einfache Verfahren für den Wechsel von Lehrern in ein anderes Bundesland. Jede Lehrkraft kann sich nach Abschluss der Lehrerausbildung bundesweit bewerben und dort in den Schuldienst eingestellt werden, wo sie nach erfolgter Auswahl ein Angebot erhalten hat. Als Folge wandern viele Bewerber aus NRW in andere Bundesländer mit besseren Einstellungsbedingungen ab.
· Der Fachlehrermangel verstärkt sich.
· Versetzungsbewerber brauchen eine „Freigabe“ des Dienstvorgesetzten.


	2002
	· Die Bandbreitenregelung wird eingeführt: danach kann die wöchentliche Pflichtstundenzahl eines Lehrers um bis zu sechs Stunden erhöht oder unterschritten werden.

· Die Vorgriffsstunden werden bis 2005/06 verlängert.

· Die Leistungsprämien werden wieder gestrichen.

· Die Ermäßigungsstunden für Fachleiter werden reduziert.

· Anderweitige spezifische Ausbildungen werden anerkannt. Jetzt können auch Köche, Tischler und Elektriker unterrichten.



	2003
	· Das Programm „Geld statt Stellen“ wird auf 90 Mill. € reduziert.

· Der muttersprachliche Ergänzungsunterricht wird gekürzt.

· Die Leistungsprämien sind wieder gestrichen.

· Die Kostendämpfungspauschale als Eigenanteil an der Beihilfe wird um 50% erhöht. Sie beträgt in den Besoldungsgruppen A12 bis A15 jetzt 300.- €.

· Von den 18 Stunden eigenverantwortlichem Unterricht der Lehramtsanwärter werden 16 auf den Unterrichtsbedarf angerechnet.

· Der berufsbegleitende Vorbereitungsdienst wird eingeführt; Fachhochschulprüfungen werden als Erste Lehrerprüfung anerkannt. Die Zweite Lehrerprüfung kann man während des Dienstes machen. Man erhält eine Stundenermäßigung und nimmt an einem Vorbereitungskurs teil.

· Die „Freigabe“ für Versetzungsbewerber entfällt, wenn sie nach der Probezeit 5 Jahre im Dienst sind. Dadurch werden alle Lehrerinnen und Lehrer zunächst 7-8 Jahre an eine Schule gebunden.

· Reduzierung des Weihnachtsgeldes auf 50 %



	2004
	· Die Schulkindergärten werden geschlossen.

· Das Urlaubsgeld wird gestrichen.

· Das Sterbegeld wird gestrichen.

· Die Beihilfe wird in vielen Bereichen – besonders in der Zahnmedizin - reduziert.

· Die Vorgriffsstunde entfällt.

· Ab 1.2.2004 wird die Pflichtstundenzahl um eine Stunde erhöht.

· Die Altersteilzeit wird nicht mehr für Schulleiterinnen und Schulleiter gewährt.

· Die Klassen werden größer durch die Erhöhung der Schüler-Lehrer-Relation. 

· Die Lebensarbeitszeit wird um ein Jahr verlängert. Je nach Geburtsdatum müssen Lehrerinnen und Lehrer nun über ihren 65. Geburtstag hinaus arbeiten. Das ist in keinem anderen Berufsstand der Fall.

· Es wird wiederum für die Haushaltsjahre 2004/2005 eine 18-monatige Beförderungssperre ausgesprochen.

· Das Weihnachtsgeld wird wiederum auf 50% gekürzt. 

	2005
	· Das neue Schulgesetz wird verkündet; aus 7 Gesetzen und 3 Verordnungen wird ein neues Gesetz geschmiedet. Die Schulen werden selbständiger und die Schulleiter erhalten mehr Kompetenzen; sie treffen die Entscheidungen über Anrechnungsstunden und Sonderaufgaben.

· Die offene Ganztagsgrundschule wird eingeführt; dafür werden die meisten Horte, die bisher die Kinder nachmittags betreuten, geschlossen.

· Die Sonderschulen werden in „Förderschulen“ umbenannt; viele Schülerinnen und Schüler mit Lernstörungen werden in allgemein bildende Schulen übernommen; als besondere Organisationsform wird die „Integrierte Lerngruppe“ eingeführt.

· Lehrerfortbildungsveranstaltungen werden fast alle gestrichen. Die Schulen erhalten stattdessen einen Pauschalbetrag, durch den sie die schulinterne Fortbildung finanzieren müssen.

· Die Schulzeit bis zum Abitur wird auf 12 Jahre gekürzt; die Unterrichtsstunden des 13. Jahrgangs fallen weg; ein geringer Ausgleich wird dadurch geschaffen, dass die Klassen der Sekundarstufe I jeweils 2 Wochenstunden mehr Unterricht erhalten (die Klasse 6 nur eine Stunde).

· Der Lehrstoff wird durch die Einführung von Kernlehrplänen reduziert.

· Das gesamte Unterrichtsvolumen eines Schülers wird auf 260 Stunden reduziert (bisher 272 Std.).

· Zentrale Prüfungsarbeiten für das Abitur und den mittleren Schulabschluss werden eingeführt.

· Alle Schulen werden verpflichtet, an Vergleichsuntersuchungen teilzunehmen.

· Schulinspektionen werden eingeführt: eine Gruppe von Fachleuten überprüft die Leistungsfähigkeit der einzelnen Schule und macht Verbesserungsvorschläge. 

	2006
	· Das Versorgungsnachhaltigkeitsgesetz wird eingeführt. Dadurch ergeben sich weitere Verschlechterungen in der Beamtenversorgung. Der Höchstsatz des Ruhegehaltes wird stufenweise auf 71,13% abgesenkt.

· Das neue Schulgesetz von 2005 wird wieder geändert. Die neue Landesregierung will das "modernste, beste und zukunftsweisendste Schulsystem in ganz Deutschland" auf den Weg bringen. Fast 30 massive Änderungen des gerade in Kraft getretenen Gesetzes sollen eine stärkere Leistungsorientierung bewirken, die Oberstufe des Gymnasiums wird grundlegend reformiert, Schulen erhalten mehr eigenständige Verantwortung. Der Elternwille wird reduziert und die Rechte der Lehrer werden gestärkt.

· Der Pauschalbetrag für die Lehrerfortbildung an den Schulen wird um 25% erhöht. Dafür werden aber gleichzeitig 290 Stellen für Moderatoren gestrichen.

· Die Vertretungsreserve wird wieder eingeführt; allerdings werden die notwendigen Stellen aus den Töpfen „Geld statt Stellen“ und „Vertretungspool“ genommen. Die Gesamtschulen, die als Ganztagsschulen die höchsten Vertretungsreserven erhalten müssten, bekommen die geringste Reserve.

· Es deutet sich eine positive Wende an: Die Initiative zur Sicherstellung des Unterrichts und zur Vermeidung von Unterrichtsausfall läuft an. Die Regierung erkennt, dass es ohne zusätzliche Lehrerstellen nicht geht und realisiert sukzessive die ersten 2000 der versprochenen Einstellung von 4000 Lehrern bis zum Ende der Legislaturperiode.
· Der Mangelfacherlass und die Ausnahme von der Höchstaltersgrenze zur Übernahme in ein Beamtenverhältnis werden vorzeitig zurückgenommen. Viele qualifizierte Seiteneinsteiger, die auf eine Übernahme bis zum 45. Lebensjahr gehofft hatten, wandern nun in das benachbarte Rheinland-Pfalz und nach Hessen ab, weil sie dort noch beamtet werden.

· Das „Sprinter-Studium“ wird eingeführt: Bereits eingestellte Lehrer sollen sich neben der normalen Dienstzeit durch ein Studium der naturwissenschaftlichen Fächer für Mangelfächer qualifizieren.

· Die Ganztagsschule etabliert sich schleichend, da durch die Verkürzung der Schulzeit auf 12 Jahre die wegfallenden Unterrichtsstunden am Nachmittag gehalten werden müssen. Hausaufgabenbetreuung und Ganztagsangebote werden vermehrt auch an Gymnasien angeboten.

· Am 1.11.2006 löst das neue Tarifsystem TV-L den BAT ab. Die Struktur des Vergütungssystems wird völlig geändert: Das Lebensalter spielt bei der Einstellung keine Rolle mehr, allgemeine Zulagen und Ortszuschläge werden in das Entgelt integriert, alle Bewährungs- und Tätigkeitsaufstiege fallen weg. Die bestehenden Angestelltenverträge werden in das neue System geschickt übergeleitet, sodass zu den einzelnen Fallgruppen Besitzstandszulagen gezahlt werden, die später abgeschmolzen werden können. 

· Die Schulleitungspauschale an Gesamtschulen wird radikal gekürzt. Aus den eingesparten 120 Stellen werden die eingestellten Sozialpädagogen an Brennpunktschulen bezahlt.
· Das Weihnachtsgeld ( = einmalige Sonderzahlung) wird weiter gekürzt. Für Beamte ab A 9 beträgt es nur noch 30%, die Referendare bekommen 45%, die Pensionäre nur noch 22%.

	2007
	· Der Eingangstarif des neuen Tarifvertrages TV-L für neu einzustellende Lehrer im Angestelltenverhältnis macht sich jetzt bemerkbar; es müssen Gehaltseinbußen bis zu 500 EUR hingenommen werden.
· Elternsprechtage dürfen nur noch außerhalb der Unterrichtszeit durchgeführt werden.

· Es darf nur noch ein pädagogischer Tag als Fortbildung für das Lehrerkollegium genommen werden; ein zweiter Tag ist nur zulässig, wenn vom Kollegium zusätzlich ein Ferientag oder ein schulfreier Tag dafür verwendet wird.

· Ein neues Personalvertretungsrecht tritt in Kraft; die Mitbestimmungsrechte werden stark eingeschränkt und oft nur noch als Mitwirkungsrechte definiert (z.B. bei Kündigung, vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand). 160 Stellen im Lehrerbereich, die bisher für die Personalvertretungstätigkeit reserviert waren, werden gestrichen.

· Neue Arbeitszeitmodelle für Lehrer werden angedacht und vorgeschlagen. In Anlehnung an Hamburg wird das „Mindener Modell“ vom Ministerium favorisiert. Dabei sollen die Fächer und Arbeitszeiten faktorisiert werden. Das in der Verordnung zum Schulgesetz verankerte Bandbreitenmodell wird jedoch vom Bundesarbeitsgericht als unzulässig verworfen. 

· Befristet eingestellte Lehrer werden regelmäßig zu Beginn der Ferienzeit entlassen, um nach den Ferien wieder eingestellt zu werden.

	2008
	· „Kopfnoten“ in Zeugnissen werden eingeführt, in denen das Arbeits- und Sozialverhalten der Schülerinnen und Schüler beurteilt wird. Sechs verschiedene Noten müssen dafür erteilt werden, was einen unangemessenen zusätzlichen Zeitaufwand erfordert.
· Das Schulministerium startet eine neue „Qualitätsoffensive Hauptschule“ zusammen mit einer Ganztagsoffensive und einem Programm zur Übermittagsbetreuung an Realschulen und Gymnasien, verbessert allerdings nicht die Qualität des Unterrichts, sondern schafft nur zusätzliche Betreuungsmöglichkeiten  für den sich überall abzeichnenden Nachmittagsunterricht.

· Die Schulen können Sozialarbeiter und Sozialpädagogen einstellen, müssen aber im Gegenzug eine Lehrerstelle dafür abgeben. Hier zeigt sich eklatant die Fehleinschätzung für Qualitätsverbesserung: Auf der einen Seite sollen nach dem PISA-Schock die Basiskenntnisse in Mathematik und Deutsch wesentlich verbessert werden, stattdessen werden Hilfen zum Ausgleich der mangelhaften Verhaltensweisen angeboten.
· Die Schulen können Schulassistenten einstellen, diese werden ebenfalls auf die Lehrerstellen angerechnet.

· Die Altersteilzeit für Lehrer wird verlängert vom 1.1.2010 bis 31.12.2012. Dabei werden die Bedingungen verschlechtert. Lehrerinnen und Lehrer müssen 5 Jahre auf die Altersermäßigung verzichten. Das Einstiegsalter wird von 59 auf 60 Jahre heraufgesetzt. Dazu wird das Verhältnis von Arbeitsphase und Ruhephase verändert: Von 60-63 muss drei Jahre lang bei vermindertem Gehalt voll gearbeitet werden, um danach zwei Jahre bis zur Pensionierung die Ruhephase antreten zu können.

	2009
	· Die „Kopfnoten“ in den Zeugnissen werden von sechs auf drei Noten reduziert, was allerdings einen faulen Kompromiss darstellt. Sinnvoll wäre allenfalls eine Reduktion auf  „Sozialverhalten“ und „Arbeitsverhalten“ gewesen. Wegen der Verwirrung und des zusätzlichen Arbeitsaufwandes dürfen die Schulen ausnahmsweise ganztägige Zeugniskonferenzen durchführen.

· Das Beamtenrechtsrahmengesetz wird durch das Beamtenstatusgesetz ersetzt, wobei den Ländern je nach ihrer Föderalismusreform besondere Kompetenzen eingeräumt werden, ihr Landesbeamtengesetz neu zu strukturieren und anzupassen.

· Das Landesbeamtengesetz wird geändert. Als wichtige Änderung ist die Vereinheitlichung der Probezeit auf drei Jahre unter Fortfall der Verkürzungsmöglichkeiten bei besonders guten Leistungen zu sehen. 

· Die Altersgrenze für Beamte wird schrittweise auf 67 Jahre angehoben. 67 ist für Lehrerinnen und Lehrer allerdings noch nicht genug, sie müssen im Gegensatz zu allen anderen Beamtengruppen bis zum Ende des Schulhalbjahres weiterarbeiten, bevor sie in Pension gehen können.
· 
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